
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bauleitplanung der Gemeinde Lahnau 

Ortsteil Dorlar 

Bebauungsplan  

„Gewerbegebietserweiterung Beim Eberacker / Am Römerlager“ 

 
 
 
1. Auswertung und Beschlussempfehlungen zu den eingegangenen 

Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen im Rahmen der Be-
teiligung der Behörden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
 

2. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB  
 
 
 
 
 
 
 

 
Lahnau und Wettenberg, den 09.01.2023 

 
Planungsbüro Fischer, 35435 Wettenberg 
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Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange gaben Stellungnahmen mit 
Anregungen und Hinweisen ab: 

EAM Netz GmbH (09.11.2022) 

Hessen Mobil Dillenburg (18.11.2022) 

Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Amt für den ländlichen Raum (26.10.2022) 

Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Bauen und Wohnen (05.12.2022) 

Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Gefahrenabwehr (01.11.2022) 

Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Umwelt, Natur, Wasser (09.11.2022) 

Landesamt für Denkmalpflege Hessen (25.11.2022) 

Regierungspräsidium Gießen (16.11.2022) 

 

 

Folgende Bürger gaben Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen ab: 

Bürger 1 (11.11.2022) 

 

 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange gaben Stellungnahmen 

ohne Anregungen und Hinweisen ab: 

Amt für Bodenmanagement Marburg (08.11.2022) 

Avacon AG (17.10.2022) 

Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

(26.10.2022) 

Gemeindevorstand der Gemeinde Biebertal (28.10.2022) 

Hessen-Forst, Forstamt Wetzlar  (14.11.2022) 

IHK Lahn-Dill (16.11.2022) 

Kreisausschuss des Lahn-Dill Kreises, Schulabteilung (26.10.2022) 

Landesverband der Jüdischen Gemeinden in Hessen (25.10.2022) 

PLEDoc GmbH (18.10.2022) 

Tennet TSO GmbH (02.11.2022) 

Vodafone (17.11.2022) 

 

 

 

Keine Stellungnahmen sind eingegangen von folgenden Trägern öffentlicher  

Belange:  

 

Bischöfliches Ordinariat Limburg  

Bot. Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V.  

BUND, Landesverband Hessen  

DB Bahn AG   

Deutsche Telekom Technik GmbH   

Evangelische Kirche im Rheinland  

Gemeindevorstand der Gemeinde Heuchelheim  

Hess. Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz   

Hess. Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie   

Kreisausschuss der LDK, Abt. Gesundheit  

Landesamt für Denkmalpflege Hessen, HessenArchäologie  

Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Bau- und Kunstdenkmalpflege  

Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen  

Landesjagdverband Hessen e.V.  

Landrat des Lahn-Dill-Kreises, Kommunal- und Finanzaufsicht  

Magistrat der Stadt Aßlar  

Magistrat der Stadt Wetzlar 

Mittelhessen Netz GmbH   

Naturschutzbund Deutschland   

Polizeipräsidium Gießen  

RP Darmstadt, III 23 Kampfmittelräumdienst  

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald  

Verband Hess. Fischer e.V.  

Wanderverband Hessen e.V. 

 



 Abwägung Stellungnahmen zum Verfahren gemäß § 3 Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB   

  

 

 

 
    

 Bebauungsplan „Gewerbegebietserweiterung Beim Eberacker / Am Römerlager“ Seite 3 

  

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

Beschlussempfehlung 

 

 

 
 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs.1 BauGB (Baugesetzbuch) 

 

 

(1) Nach ausführlicher Erläuterung und Diskussion werden die in der Anlage befindli-

chen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Beteiligung der Behörden und 

sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.2 BauGB sowie der Beteiligung 

der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.2 BauGB vorgebrachten Stellungnahmen mit Anre-

gungen und Hinweisen zur Kenntnis genommen und als Abwägung (§ 1 Abs.7 BauGB) 

durch die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschlossen. 

 

 

(2) Die Gemeindevertretung der Gemeinde Lahnau beschließt den Bebauungsplan 

„Gewerbegebietserweiterung Beim Eberacker / Am Römerlager“ gemäß § 10 Abs.1 

BauGB i.V.m. § 5 HGO (Hess. Gemeindeordnung), § 91 HBO (Hess. Bauordnung) und 

§ 37 Abs.4 HWG (Hess. Wassergesetz) als Satzung und die Begründung hierzu. 
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EAM Netz GmbH (09.11.2022) 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 

 
 
 
zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und der Freihaltestreifen 
und ein Symbol zur Errichtung einer weiteren Trafostation am vorgeschlagenen 
Standort redaktionell in die Plankarte mitaufgenommen. Ein entsprechender 
Hinweis wird zudem in die Begründung zum Bebauungsplan mitaufgenommen. 
 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 

Handlungsbedarf, da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise im Rahmen der 

nachfolgenden Planungsebenen (Erschließungsplanung, Bauantrag, etc.) zu berück-

sichtigen sind.   

Die Informationen werden an den Vorhabenträger für die Beachtung im Bauantrags-

verfahren weitergegeben. 
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Anlage 
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Hessen Mobil Dillenburg (18.11.2022) 

 

 

 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und sind korrekt. 
 

 
zu 2.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
zu 3.: Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen.  
Es erfolgt die Zusendung der Abwägungsergebnisse sowie eines Satzungsexemplars 
der Plankarte und der Begründung (inkl. Umweltbericht) zum Verfahrensende. 
 
 
zu 4.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Abteilung für den ländlichen Raum 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, unter Abwägung alle Be-

lange gemäß § 1 Abs. 6 und 7 BauGB i.V.m. § 2a und § 2 Abs. 3 und 4 BauGB 

hält die Gemeinde Lahnau jedoch an der vorliegenden Planung fest.  

 

Vorliegend muss auf die überwiegenden Gründe des Allgemeinwohls (Sicherung und 

Schaffung von Arbeitsplätzen, Stärkung der heimischen Wirtschaft und Sicherung des 

Standortes und der Gewerbesteuereinnahmen) und auf das städtebauliche Erfordernis 

der Planung hingewiesen werden, siehe auch umfangreiche Ausführungen in der Be-

gründung zum Bebauungsplan. Das städtebauliche Erfordernis zur Schaffung neuer 

Gewerbeflächen im nördlichen Bereich des Bebauungsplans wird auch durch die Ab-

weichungsentscheidung zum Regionalplan Mittelhessen 2010 untermauert, in dem der 

Gemeinde Lahnau die erforderliche Gewerbeflächenerweiterung in diesem Bereich 

raumordnerisch zugestanden und die Erforderlichkeit gesehen wird.  

Aufgrund der planerischen Vorgaben, den Nutzungen vor Ort sowie der Erforderlich-

keit für die angrenzenden bestehenden Gewerbebetriebe zu erweitern, ist die städte-

bauliche Abrundung des Ortsrandes an dieser Stelle sinnvoll und zu vertreten. Unter 

Abwägung dieser Belange hält die Gemeinde Lahnau an der vorliegenden Planung 

fest und gewichtet die Belange der Gewerbeflächenausweisung bzw. der örtlichen 

Wirtschaft höher als die Belange der Landwirtschaft.  

 

 

zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Die Inanspruchnahme von lw. Nutzflächen für die Ausgleichsflächenplanung (Kom-

pensation und Artenschutzrechtlicher Ausgleich) ist mit den einzelnen Grundstücksbe-

sitzern / Bewirtschaftern abgesprochen.  
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zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und die Änderung des Flächen-

nutzungsplans hinsichtlich der geänderten Planung als Sonderbaufläche mit der 

Zweckbestimmung „Feuerwehr“ gemäß § 5 Abs. 4 BauGB nachrichtlich über-

nommen und redaktionell angepasst.  
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Bauen und Wohnen (25.05.2020) 

 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
Untere Bauaufsichtsbehörde 
 
zu 1.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Untere Immissionsschutzbehörde 
 
zu 2.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
Untere Denkmalschutzbehörde 
 
zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Die Gemeinde Lahnau hält an der vorliegenden Planung fest, begründet auf dem 
Gesprächsergebnis mit dem Landesamt für Denkmalpflege vom 14.12.2022 bei 
einem Ortstermin in der Gemeindeverwaltung, ändert aber den Hinweis 4.3.2 auf 
der Plankarte (siehe unten). 
 
Auf der Plankarte erfolgt ein entsprechender Hinweis, wie mit den Anregungen und 
Hinweisen des Landesamtes für Denkmalpflege vom 25.11.2022 im Zuge der nachfol-
genden Planungsebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungspla-
nung) umzugehen ist.  
 
Am 14.12.2022 erfolgte ein Gesprächstermin zwischen dem Planungsbüro, dem Inves-

tor, der Gemeinde und dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen zu dieser Thematik 

(Bodendenkmal: Römisches Marschlager im Plangebiet). Da die bisher angedachte 

und in den textlichen Festsetzungen aufgeführte Überdeckung des Bodendenkmals 

aufgrund der neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht mehr möglich ist, erfolgt 

nun ein Hinweis unter den textlichen Festsetzungen auf der Plankarte.  
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Es wurde auf dem o.g. Termin nochmals betont, dass eine konservatorische Überde-

ckung aufgrund der neuesten Erkenntnisse die Bodendenkmäler nicht schützt und 

somit nicht angewandt werden kann.  

 

Die Gesprächsteilnehmer haben sich daraufhin verständigt, dass bauvorgreifend die 

Durchführung von archäologischen Untersuchungen im Bereich des Gewerbegebietes 

erfolgen soll. Die Erforderlichkeit wird durch eine Festsetzung unter den Hinweisen auf 

der Plankarte festgesetzt und in der Begründung erläutert. Hierdurch soll eine Sicht auf 

die vorhandene Denkmalsubstanz gegeben werden. Nach Einsicht und Bewertung 

sowie Freigabe der Fläche durch das Landesamt darf diese dann überschüt-

tet/überbaut werden.  

Auf Ebene der Bauleitplanung besteht jedoch kein weiterer Handlungsbedarf, da die 

vorgebrachten Anregungen und Hinweise im Rahmen der nachfolgenden Planungs-

ebenen (Erschließungsplanung, Bauantrag, etc.) zu berücksichtigen sind. Die Informa-

tionen werden an den Vorhabenträger für die Beachtung im Bauantrags- 

verfahren weitergegeben. 

 

 
Neuer Hinweis in der Festsetzung 4.3.2: 
Im Plangebiet und im unmittelbaren Umfeld befindet sich das augusteische Römerla-
ger Dorlar. Da im Planbereich mit dem Auftreten von Bodendenkmälern zu rechnen ist, 
muss eine vom Verursacher beauftragte Grabungsfirma mittels einer flächigen bau-
vorgreifenden archäologischen Untersuchung das Plangebiet untersuchen und bewer-
ten. Die weiteren Arbeitsschritte sind dann mit dem Landesamt für Denkmalpflege 
abzustimmen. Für weitere überplante Flächen im Bereich des Bebauungsplanes, die 
außerhalb des römischen Lager Dorlar liegen, wird eine archäologische Baubegleitung 
notwendig. Auch hier sind die weiteren Arbeitsschritte dann mit dem Landesamt für 
Denkmalpflege abzustimmen.  
In Abhängigkeit der Ergebnisse und Untersuchungen und erst mit der Freigabe der 
Flächen durch das Landesamt kann die Umsetzung der Planung erfolgen. 
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Brandschutz, Rettungsdienst und Katastro-
phenschutz (01.11.2022) 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
zu 1.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in die Begründung zum 
Bebauungsplan mit aufgenommen. 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 

Handlungsbedarf, da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise im Rahmen der 

nachfolgenden Planungsebenen (Erschließungsplanung, Bauantrag, etc.) zu berück-

sichtigen sind.   

 

Die Informationen werden an den Vorhabenträger für die Beachtung im Bauantrags- 

verfahren weitergegeben. 
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, Umwelt, Natur, Wasser (09.11.2022) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

Natur- und Landschaftsschutz 

 

zu 1.: Die Hinweise zu den CEF-Maßnahmen werden zur Kenntnis genommen 

und in die Begründung bzw. im Umweltbericht mitaufgeführt. 

 

Die Durchführung der CEF-Maßnahmen für Rebhuhn, Feldlerche und Steinkauz wer-

den im Frühjahr 2023 begonnen und sind somit vor der eigentlichen Baumaßnahme im 

Bereich des Plangebietes anzulegen. Auch die mögliche Baufeldfreimachung durch 

das Abfangen von Zauneidechsen erfolgt im Frühjahr 2023. Auch hierzu wird der Ge-

meinde bzw. dem Vorhabenträger eine entsprechende ökologische Baubegleitung und 

Zeitschiene vorbereitet und übermittelt, damit die artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-

stände im Rahmen der nachfolgenden Planungsebenen ordnungsgemäß beachtet 

werden. 

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung sowie 

im Umweltbericht aufgeführt.  

 

Nach Beauftragung und Durchführung des Monitorings werden die Monitoringberichte 

erstellt und in den nächsten 5 Jahren jährlich der Untere Naturschutzbehörde vorge-

legt.  

 

 

zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Eingriffs-/ Aus-

gleichsbilanzierung im Umweltbericht angepasst.  

 

Im Umweltbericht wurden alle CEF-Maßnahmen bilanziert. Das entstehende Defizit der 

Ersatzfläche 1 Offenlandbrüter wurde in der Gesamtbilanz berücksichtigt.  
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Für die Anrechnung des entstehenden Ökopunkteüberschusses aus der Renaturierung 

des Gänsbaches wird ein separater Antrag gestellt. 

 

 

Wasser- und Bodenschutz 

 
zu 4.: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung zur Planung werden zur 
Kenntnis genommen.  
 
 
zu 5.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
 
zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 
Bebauungsplan aufgeführt.   
 
 
zu 7. und zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
zu 9.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 

Im Zuge der Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung wurde diese nach der Hess. Kompensa-

tionsverordnung durchgeführt und entsprechende Aussagen im Umweltbericht mit 

aufgeführt.  

 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 

Handlungsbedarf. 
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zu 10.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genom-
men.  
 
 
zu 11. und zu 12.: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur Pla-
nung werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
zu 13.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum 
Bebauungsplan aufgeführt.   
 

 

zu 14. und zu 15.: Die grundsätzliche Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis 

genommen.  
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Landesamt für Denkmalpflege Hessen (25.11.2022) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, verwiesen wird auf zu 3.  

 

 

zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und wird bereits im Hinweisteil 

der textlichen Festsetzungen auf der Plankarte (TF 4.3.2) sowie in der Begrün-

dung aufgeführt.  

 

 

zu 3. und zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Gemeinde Lahnau hält an der vorliegenden Planung fest, begründet auf dem 
Gesprächsergebnis mit dem Landesamt für Denkmalpflege vom 14.12.2022 bei 
einem Ortstermin in der Gemeindeverwaltung, ändert aber den Hinweis 4.3.2 auf 
der Plankarte (siehe unten). 
 
Auf der Plankarte erfolgt ein entsprechender Hinweis, wie mit den Anregungen und 
Hinweisen des Landesamtes für Denkmalpflege vom 25.11.2022 im Zuge der nachfol-
genden Planungsebenen (Bauantragsverfahren, Bauausführung, Erschließungspla-
nung) umzugehen ist.  
 
Am 14.12.2022 erfolgte ein Gesprächstermin zwischen dem Planungsbüro, dem Inves-

tor, der Gemeinde und dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen zu dieser Thematik 

(Bodendenkmal: Römisches Marschlager im Plangebiet). Da die bisher angedachte 

und in den textlichen Festsetzungen aufgeführte Überdeckung des Bodendenkmals 

aufgrund der neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse nicht mehr möglich ist, erfolgt 

nun ein Hinweis unter den textlichen Festsetzungen auf der Plankarte.  

Es wurde auf dem o.g. Termin nochmals betont, dass eine konservatorische Überde-

ckung aufgrund der neuesten Erkenntnisse die Bodendenkmäler nicht schützt und 

somit nicht angewandt werden kann.  
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Die Gesprächsteilnehmer haben sich daraufhin verständigt, dass bauvorgreifend die 

Durchführung von archäologischen Untersuchungen im Bereich des Gewerbegebietes 

erfolgen soll. Die Erforderlichkeit wird durch eine Festsetzung unter den Hinweisen auf 

der Plankarte festgesetzt und in der Begründung erläutert. Hierdurch soll eine Sicht auf 

die vorhandene Denkmalsubstanz gegeben werden. Nach Einsicht und Bewertung 

sowie Freigabe der Fläche durch das Landesamt darf diese dann überschüt-

tet/überbaut werden.  

Auf Ebene der Bauleitplanung besteht jedoch kein weiterer Handlungsbedarf, da die 

vorgebrachten Anregungen und Hinweise im Rahmen der nachfolgenden Planungs-

ebenen (Erschließungsplanung, Bauantrag, etc.) zu berücksichtigen sind. Die Informa-

tionen werden an den Vorhabenträger für die Beachtung im Bauantrags- 

verfahren weitergegeben. 

 
Neuer Hinweis in der Festsetzung 4.3.2: 
Im Plangebiet und im unmittelbaren Umfeld befindet sich das augusteische Römerla-
ger Dorlar. Da im Planbereich mit dem Auftreten von Bodendenkmälern zu rechnen ist, 
muss eine vom Verursacher beauftragte Grabungsfirma mittels einer flächigen bau-
vorgreifenden archäologischen Untersuchung das Plangebiet untersuchen und bewer-
ten. Die weiteren Arbeitsschritte sind dann mit dem Landesamt für Denkmalpflege 
abzustimmen. Für weitere überplante Flächen im Bereich des Bebauungsplanes, die 
außerhalb des römischen Lager Dorlar liegen, wird eine archäologische Baubegleitung 
notwendig. Auch hier sind die weiteren Arbeitsschritte dann mit dem Landesamt für 
Denkmalpflege abzustimmen.  
In Abhängigkeit der Ergebnisse und Untersuchungen und erst mit der Freigabe der 
Flächen durch das Landesamt kann die Umsetzung der Planung erfolgen. 
 

 

zu 5.: Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und auf der Plankarte 

sowie in der Begründung zum Bebauungsplan als Hinweis aufgeführt. 

 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 

Handlungsbedarf, da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise im Rahmen der 

nachfolgenden Planungsebenen (Erschließungsplanung, Bauantrag, etc.) zu berück-

sichtigen sind.  Die Informationen werden an den Vorhabenträger für die Beachtung im 

Bauantragsverfahren weitergegeben. 
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Regierungspräsidium Gießen (16.11.2022) 

 
 
 
 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

 

Obere Landesplanungsbehörde, Dez. 31  

 

zu 1. und 2.: Der Hinweis wird zustimmend zur Kenntnis genommen.  

 

Folglich ist die vorliegende Planung gemäß § 1 Abs.4 BauGB an die Ziele der Raum-

ordnung angepasst. 
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Grundwasser, Wasserversorgung, Dez. 41.1 

 

zu 3.: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung werden zur Kenntnis 

genommen.  

 
 
Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz, Dez. 41.2 
 
zu 4.: Der Hinweis sowie die grundsätzliche Zustimmung zur Planung werden zur 

Kenntnis genommen  

 
 
zu 5.: Die Hinweise zum Thema Starkregen werden zur Kenntnis genommen und 
zur weiteren Berücksichtigung in den Hinweisteil der Begründung aufgenom-
men. 
Die Starkregen-Hinweiskarte des Landes Hessen weist für die Gemeinde Lahnau und 
das vorliegende Plangebiet einen mittleren Starkregen-Index auf. Die Gemeinde 
Lahnau hat die Möglichkeit weitere Informationen anzufordern / die Erstellung der 
Datengrundlage zu beauftragen. Hierzu schreibt das Hessische Landesamt für Natur-
schutz, Umwelt und Geologie:  
„Zunächst sollte die Kommune selbst einschätzen, ob die Erstellung einer Fließpfad-
karte für bestimmte Ortsteile sinnvoll erscheint. Wir empfehlen Fließpfadkarten vor 
allem für ländlich geprägte kleinere Ortslagen, deren Umfeld durch größere Gelände-
unterschiede geprägt ist. Wenn keine oder nur sehr geringen Hangneigungen vorhan-
den sind, wird auch die Aussagekraft der Fließpfade gering bleiben.“    
Die Folgen von Starkregenereignisse hängen, wie auch Erosionen, stark von der To-
pografie und den Bodenbeschaffenheiten ab. Dadurch das die Flächen nördlich des 
Plangebietes eben sind und überwiegend leicht nach Norden abfallen, ist die großflä-
chige Erosionsgefahr gering. Die Art der baulichen Nutzung sowie die zugehörigen 
textlichen Festsetzungen des vorliegenden Bebauungsplanes, u.a. die Gestaltung der  
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Grundstücksfreiflächen, führen zu einer Reduktion der Erosion und der Abflussmenge 
in die örtliche Kanalisation und ermöglichen eine ortsnahe Versickerung des Nieder-
schlagswassers.  
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
Kommunales Abwasser, Gewässergüte, Dez. 41.3 

 

zu 6.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
Der zuständige FD 26.2 Wasser- und Bodenschutz hat der Planung grundsätzlich 
zugestimmt. Die verschiedenen vorgetragenen Anregungen und Hinweise sind in die 
vorliegende Abwägung eingestellt.  
 
 
Industrielles Abwasser, wassergefährdende Stoffe, Grundwasserschadensfälle, Altlas-
ten, Bodenschutz, Dez. 41.4 
 
zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Grundsätzlich wurde der vorliegenden Planung auch im Rahmen der Stellungnahme 
vom 02.12.2020 zugestimmt. Die Hinweise aus der Stellungnahme werden bereits in 
der Begründung mitaufgeführt. Es besteht somit kein weiterer Handlungsbedarf.  
 
 

Vorsorgender Bodenschutz, Dez. 41.4 

 

zu 8.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Das Schutzgut Boden wurde in angemessenem Umfang in der Begründung sowie im 

Umweltbericht behandelt und abgearbeitet. 

 

Die Anregungen und Hinweise von der Stellungnahme vom Dezember 2020 werden 

zur Kenntnis genommen und wurden in der vorliegenden Planung behandelt. Unter 

Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs.6 und Abs.7 i.V.m § 1a und § 2 Abs.4 BauGB 

hält die Gemeinde Lahnau an der Planung fest und gewichtet die Belange der Sied-

lungsflächenentwicklung höher als den Belang des vorsorgenden Bodenschutzes.  



 Abwägung Stellungnahmen zum Verfahren gemäß § 3 Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB   

  

 

 

 
    

 Bebauungsplan „Gewerbegebietserweiterung Beim Eberacker / Am Römerlager“ Seite 23 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Verwiesen wird auch auf die umfangreichen Ausführungen in der Begründung und im 

Umweltbericht. Die Anregungen und Hinweise zum Bodenschutz und zu möglichen 

Alternativflächen werden zur Kenntnis genommen und sind im Zuge des Umweltbe-

richtes und in der Begründung zum Entwurf des Bebauungsplanes entsprechend ab-

gearbeitet und begründet worden.  

 

Auch die Thematik der schutzgutbezogenen Kompensation hinsichtlich der möglichen 

Bodenfunktionsverluste werden in der weiteren Planung in den o.g. Planwerken (Um-

weltbericht, Begründung) abgearbeitet. Im Zuge der Planung wurden bei der Bilanzie-

rung nach KV die bodenbezogenen Minderungsmaßnahmen sowie naturschutzfachli-

che Ausgleichsmaßnahmen auch bodenspezifisch bewertet und den Bodeneingriffen 

gegenübergestellt.  

 

Die Vorgaben des § 1 Abs.5 BauGB, die einzelnen Belange des § 1 Abs. 6 BauGB 

und die abschließende Abwägung der öffentlichen und privaten Belange gegeneinan-

der und untereinander gemäß § 1 Abs. 7 BauGB gerecht abzuwägen sind vor allem 

nach der Entwurfsoffenlage zu beachten. Bei diesem Planungsprozess sind vor allem 

die Belange an die allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse und 

Sicherung der Arbeitsplätze (§1(6)1), die Belange des Umweltschutzes einschließlich 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege (§1(6)7a bis j -hier speziell unter § 1 

Abs.6 Nr7a Boden), die Belange der Wirtschaft (§ 1(6)8a) sowie der Belang der Land-

wirtschaft (§1(6)8b und der Belang der Ergebnisse einer von ihr (der Gemeinde) be-

schlossenen sonstigen städtebaulichen Planung (§1(6)11) in die Abwägung einzustel-

len.  

Der Schutz bisher unbebauten Bodens vor der Zersiedlung (Freiraumschutz) war und 

ist speziell geregelt erstens in § 1a Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch (Bodenschutzklau-

sel) sowie zweitens in § 1a Abs. 2 Satz 2 Baugesetzbuch (Umwidmungssperre). Ziel 

beider Vorgaben ist es mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen. Die 

Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaft 

genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang für andere Nutzungen vorgese-

hen und in Anspruch genommen werden.  
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In Deutschland ist der Bodenschutz fachgesetzlich geregelt im Bundes-Bodenschutz-

Gesetz. Das Gesetz beruht auf der Kompetenz des Bundes für das Bodenrecht nach 

Art. 74 Nr. 18 Grundgesetz. Schutzobjekt ist der Boden im Hinblick auf seine Funktio-

nen. Ziel des Bundes-Bodenschutz-Gesetzes ist es nach § 1 nachhaltig die Funktionen 

des Bodens zu sichern und wiederherzustellen. Der Schutz des Bodens vor übermäßi-

ger Inanspruchnahme durch andere Nutzungen (zum Beispiel Bebauung) und damit 

die Erhaltung von Freiräumen für künftige Generationen wird vom Bundes-

Bodenschutz-Gesetz nicht erfasst (siehe hierzu: Die Abwägung in der Bauleitplanung 

Gierke / Schmidt-Eichstaedt, Kommentar Kohlhammer Rn. 795). 

 

Das Thema Bodenschutz wird in der vorliegenden Bauleitplanung in der Begründung 

zum Entwurf (Alternativendiskussion, Mobilisierung bestehender Baulücken) sowie 

unter dem Kapitel Bodenschutz vertiefend beschrieben. Hierzu sind und werden ver-

schiedene Empfehlungen zum vorsorgenden Bodenschutz aufgeführt, die im Zuge der 

nachfolgenden Planungsebenen (konkrete Eingriff durch die Bauausführung) gemäß 

den Vorgaben des Bundes-Bodenschutz-Gesetzes und weitere Fachgesetze zu be-

achten sind. Darüber hinaus wird das Thema Bodenschutz im Umweltbericht unter den 

beschrieben, bewertet und in der abschließenden Eingriffs- und Ausgleichsbilanzie-

rung indirekt mit berücksichtigt worden. 

 

Unter Abwägung aller Belange gemäß § 1 Abs.6 und Abs.7 i.V.m § 1a und § 2 

Abs.4 BauGB hält die Gemeinde Lahnau daher an der Planung fest. 

 

 

zu 9.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung mitauf-

geführt. 

 

 

zu 10.: Der Anregung wird wie folgt entsprochen: 

 

Die Ausführungen zur angeregten Bodenkundlichen Baubegleitung werden unter 

den Hinweisteil der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes sowie in den 

Umweltbericht mit aufgenommen und sind im Vollzug des Bebauungsplanes ver-

bindlich von Seiten des Bauherrn / Vorhabenträgers zu beachten. 
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zu 11.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

Ein Hinweis hinsichtlich der bodenkundlichen Baubegleitung wird bereits im Hinweisteil 

der textlichen Festsetzungen auf der Plankarte aufgeführt. 

 

Die weiteren Empfehlungen zum vorsorgenden Bodenschutz werden in die Begrün-

dung zum Bebauungsplan mit aufgenommen und sind im Zuge des Vollzugs der Pla-

nung zu beachten.  

 

 

zu 12.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, können aber unter Abwä- 

gung alle Belange gemäß § 1 Abs. 6 und 7 BauGB i.V.m. § 2a und § 2 Abs. 3 und  

4 BauGB nicht berücksichtigt werden.   

Die Ausführung, dass das Plangebiet eine Gesamtgröße von 11,8 ha aufweist, ist 

korrekt. Hierbei handelt es sich jedoch lediglich beim nördlichen Gewerbegebiet sowie 

bei der Gemeinbedarfsfläche und der zugehörigen Erschließung für das Gewerbege-

biet um unversiegelte Flächen. Der restliche Bereich des Plangebietes ist bereits bau-

planungsrechtlich durch die Bebauungspläne Nr. 9 „Eberacker“ mit zugehöriger 1. 

Änderung, Nr. 10 „Sport- und Festplatz Dorlar“ mit zugehöriger 1. Änderung und Er-

weiterung sowie 2. Änderung im Bereich „Betriebshof/Wertstoffhof“ und Nr. 11 „Ge-

werbepark Lahnau“ gesichert und umgesetzt. Somit handelt es sich lediglich um eine 

Neuversiegelung im Gewerbegebiet mit einer Größe von 2,72 ha. 

In § 2 Abs. 4 der Kompensationsverordnung vom 26. Oktober 2018 steht, dass so weit  

möglich eine schutzgutbezogene Kompensation im Sinne der in § 7 Abs. 1 Nr. 2 des 

Bundesnaturschutzgesetz genannten Naturgüter auch hinsichtlich der Bodenfunkti-

onsverluste erfolgen soll. Die Begriffsbestimmung des § 7 Bundesnaturschutzgesetz 

unter der Nummer 2 beinhalten den Naturhaushalt (die Naturgüter Boden, Wasser, 

Luft, Klima, Tiere und Pflanzen sowie das Wirkungsgefüge zwischen ihnen). Dies 

entspricht auch den Belangen, die bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berück-

sichtigen sind, siehe § 1 Abs. 6 Nr. 7a und i BauGB.   

Diese Belange sind wiederum in der Umweltprüfung und im Umweltbericht nach den 

Vorgaben des Baugesetzbuches abzuarbeiten. Hier wird vor allem auf die im Bebau-

ungsplan festgesetzten eingriffsminimierenden Maßnahmen und auf die zusätzlichen 

Kompensationsmaßnahmen verwiesen.  
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Die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung erfasst den Verlust der einzelnen Schutzgütern 

und sieht spezielle Maßnahmen zur Kompensation vor. Ein rein funktionaler Ausgleich 

für den Verlust von Grünlandflächen durch die Herstellung neuer Grünlandflächen und 

Böden ist in der vorliegenden Planung erfolgt. Der substantielle Verlust von Boden 

kann aber nur bedingt kompensiert werden.  

Insofern wird auf die Ausführungen in der Begründung und im Umweltbericht bzw. auf 

die festgesetzten eingriffsminimierenden Maßnahmen im Bebauungsplan hingewiesen.  

Das Erfordernis eines weiteren bodenschutzfachlichen Ausgleichs wird seitens der 

Gemeinde unter Abwägung aller Belange nicht gesehen. Der Eingriff in den Boden ist 

im Bebauungsplan durch zahlreiche Festsetzungen minimiert, dass nach KV verblei-

ende Ausgleichsdefizit (inkl. Bewertung in den Boden), wird durch umfangreiche Kom-

pensationsmaßnahmen ausgeglichen. Für den verbleibenden Eingriff in den Boden 

bzw. den Bodenverlust gewichtet die Gemeinde Lahnau im Planungsprozess die Neu-

ausweisung von Gewerbeflächen (überwiegende Gründe des Allgemeinwohls und der 

Wirtschaft) höher als den Belang des Bodenschutzes. 

 

Es besteht somit kein weiterer Handlungsbedarf.  

 

 

zu 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 

Im Bebauungsplan werden jedoch bereits genügend Maßnahmen aufgenommen, um 

eine Bodenerosion trotz der vorzunehmenden Versieglung zu verhindern (z.B. versi-

ckerungsfähige Versieglung, Errichtung eines Regenrückhaltebeckens zum Auffangen 

des Niederschlagswassers, Festsetzung von Begrünungen, etc.).   
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15 

 

Kommunales Abfallentsorgung, Abfallentsorgungsanlagen, Dez. 42.2 

 

zu 14.: Der Hinweis zur Zuständigkeit wird zur Kenntnis genommen.  

 

Der Gemeinde und dem Kreis sind keinerlei Informationen zum Vorkommen von Altlas-

ten im Plangebiet bekannt.  

 

 

zu 15.: Die Hinweise werden zur Berücksichtigung in der weiteren Planung in 

den Hinweisteil der Begründung aufgenommen. 

Die Hinweise beziehen sich auf die nachfolgende Erschließungsplanung und Bauaus-

führung und sind im Zuge dessen zu beachten. 
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18 

zu 16.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung 

mitaufgeführt.  

 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer 

Handlungsbedarf, da die vorgebrachten Anregungen und Hinweise im Rahmen der 

nachfolgenden Planungsebenen (Erschließungsplanung, Baugrundherstellung, Bauan-

trag, etc.) zu berück-sichtigen sind.   

 

Die Informationen werden an den Vorhabenträger für die Beachtung im Bauantrags- 

verfahren weitergegeben. 

 

 

zu 17.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der Begründung 

zum Bebauungsplan aufgeführt.  

 

Für den Bereich des Wertstoffhofes gibt es bereits einen rechtskräftigen Bebauungs-

plan, so dass auf Ebene des hier vorliegenden Bebauungsplanes kein weiterer Hand-

lungsbedarf besteht. Die Hinweise beziehen sich auf die nachfolgenden Planungsebe-

nen und sind im Zuge dessen durch die Gemeinde Lahnau zu beachten.  

 

 

Immissionsschutz, Dez. 43.2 

 

zu 18.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

Die verkehrliche Erschließung des geplanten Gewerbegebietes erfolgt über die Straße 

„Beim Eberacker“ bzw. „Am Römerlager“, also unmittelbar über die Erschließung des 

bestehenden Gewerbegebietes. Auch sind im Bereich von 500 m Verkehrsführung 

vom Plangebiet weg keine Wohnbebauungen vorhanden, weswegen immissions-

schutzrechtliche Konflikte in diesem Bereich nicht zu erwarten sind. Die Notwendigkeit 

der Erstellung eines Gutachtens zum Verkehrslärm besteht aufgrund der Lage des 

Gebietes nicht. 
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Bergaufsicht, Dez. 44.1 

 

zu 19.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bereits unter dem 

Hinweisteil in der Plankarte sowie in der Begründung aufgeführt. 

 

 

Landwirtschaft, Dez. 51.1 

 

zu 20.: Die Hinweise sowie die nun grundsätzliche Zustimmung zur Planung 

werden zur Kenntnis genommen.  

 

 

Obere Naturschutzbehörde, Dez. 53.1 

 

zu 21.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Es wird auf die Ausführungen der UNB vom 20.11.2022 der vorliegenden Abwägung 

verwiesen (S. 13).  

 

 

Bauleitplanung, Dez. 31 

 

zu 22.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 

Die konkretisierende Zweckbestimmung für die Feuerwehr wird in der Plankarte redak-

tionell herausgenommen, um einen Nutzungskonflikt mit dem Neubau eines Feuer-

wehrstützpunktes im Ortsteil Dorlar zu vermeiden. Hier gab es zeitliche Überschnei-

dungen der Planungsprozesse. Die Begründung wird hinsichtlich der vorliegenden 

Anregungen ebenfalls redaktionell angepasst.  
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1a 

Bürger 1 (11.11.2022) 

 

 

Beschlussempfehlungen 

 

 

zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Unter Abwägung aller Belange hält die Gemeinde Lahnau gemäß § 1 Abs. 6 und 7 
BauGB i.V.m. § 2 Abs. 4 BauGB und § 2a BauGB an der Planung fest.  
 
 
Begründung: 
Der Bebauungsplan sieht bereits in der Plankarte die Anpflanzung von Bäumen am 

westlichen, südwestlichen und südöstlichen Rand des Gewerbegebietes vor, um eine 

gewisse Trennwirkung und eine hohe Eingrünung zu erzeugen.  

 

Für den nördlichen und nordöstlichen Rand des Gewerbegebietes wurde lediglich eine 

3,50m breite Laubstrauchanpflanzung vorgesehen, da durch eine Anpflanzung von 

Laubbäumen eine starke Beschattung und Beeinträchtigung der nördlich und östlich 

angrenzenden lw. Nutzflächen erfolgen würde. Diese sind aufgrund der Örtlichkeiten 

zu vermeiden, da durch die Planung bereits lw. Nutzflächen in Anspruch genommen 

werden und weitere nördlich und östlich angrenzende Flächen nicht durch starke Be-

schattung von Laubbäumen zusätzlich beeinträchtigt werden sollen.  

 

 

zu 1a.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht jedoch kein weiterer Handlungs-

bedarf.  

Im Zuge der textlichen Festsetzung für diese Anpflanzungsfläche wird festgesetzt, 

dass ausschließlich Laubsträucher zu pflanzen sind, so dass die Breite von 3,50m für 

die anzupflanzenden Sträucher mit den zu berücksichtigenden Nachbarschaftsabstän-

den zu lw. Nutzflächen ausreichend sind.  
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zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

 

Im Randbereich des bisherigen Gewerbegebietes waren bislang auf Grundlage des-

rechtskräftigen Bebauungsplanes (hier: Bebauungsplan Nr. 9 „Eberacker“ von 1992) 

keine Pflanzungen vorgesehen. Um daher einen hohen Durchgrünungsanteil im Plan-

gebiet trotz des hohen Versieglungsgrades zu gewährleisten, wurden die vorliegenden 

Anpflanzungsmaßnahmen (Anpflanzung von Sträuchern und Bäumen, 100% Begrü-

nung der Grundstücksfreiflächen, etc.) im Bereich des Gewerbegebietes an den äuße-

ren nördlichen Grundstücksgrenzen festgesetzt. Neben der Durchgrünung des Gewer-

begebietes erfolgt auch hier eine Eingrünung des Gewerbegebietes, um den Eingriff in 

das Orts- und Landschaftsbild zu minimieren.  

Diese sind von den Grundstückseigentümern durchzuführen und umzusetzen (§ 178 

BauGB). Da sich die Flächen nach der Umsetzung der Bodenordnung und Grund-

stücksverkäufe jedoch nicht mehr im Gemeindebesitz befinden, ist eine Ausweisung 

der Anpflanzungsfläche im Grundeigentum der Gemeinde nicht möglich, zumal die 

Flächen dann von Norden her angefahren werden müssten und somit die Errichtung 

bzw. Gestaltung eines neuen Feldweges zur Pflege dieser Flächen erforderlich werden 

würde. Dies wiederum würde eine erneute Inanspruchnahme von lw. Nutzflächen 

bedeuten, so dass die Gemeinde Lahnau sich dazu entschieden hat, dass die Grund-

stückseigentümer auf ihren Grundstücken eine ordnungsgemäße Eingrünung, die im 

Bebauungsplan festgesetzt und gemäß § 178 BauGB umzusetzen ist, vorzunehmen 

haben.  

 

Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht somit kein weiterer Handlungsbe-

darf.  

 

 

zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Bewirtschaftung erfolgt in den weiteren Jahren im selben Rhythmus. Die mehrjäh-

rigen Blühflächen sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.  

 



 Abwägung Stellungnahmen zum Verfahren gemäß § 3 Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB   
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zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 

Die Reptilienersatzfläche ist dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 

 

 

zu 5.: Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 

In der Bilanzierung zum TB1 handelt es sich um die Gehölzpflanzungen entlang der 

südlichen Grenze des Plangebietes (außerhalb der Flächen zum Anpflanzen von 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Anpflanzungen (vgl. Plankarte 1).  

 

Die erforderliche Anpflanzung von 10 Obstbäumen als Ersatzmaßnahme für den 

Steinkauz ist der Plankarte 2 zu entnehmen (2.4 und 2.5). Der Pflanzabstand der drei 

Obstbäume im Bereich der Ersatzfläche 2 für den Steinkauz beträgt 10 m. Eine ord-

nungsgemäße Bewirtschaftung sowie der Erhalt der vorhandenen Bäume werden so 

gewährleistet. 

 

 

zu 6.: Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

 

Dem Vorschlag, das Regenrückhaltebecken so zu gestalten, dass auch Reptilien / 

Amphibien dort entsprechende Habitate eingerichtet bekommen, muss zurückgewie-

sen werden, da das Regenrückhaltebecken ein technisches Bauwerk ist, das entspre-

chenden Pflegemaßnahmen und Instandhaltungsmaßnahmen unterliegt. Gezielte 

Festsetzungen für die beiden Tierarten sind daher grundsätzlich im Widerspruch zu 

den Bewirtschaftungsauflagen.  

 

 

zu 7.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Die Auswertung eines aktuellen Luftbildes zeigt, dass sich der Zaun des Wertstoffho-

fes außerhalb der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft befindet. Die im Plan eingezeichnete Fläche zum Erhalt 

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen stellt die Begrenzung des 

derzeitigen Wertstoffhofes dar.  

 




